Stellungnahme des PARITÄTISCHEN Wohlfahrtsverbandes 
zu den Anträgen
a) der Abgeordneten Katja Kipping, Klaus Ernst, Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
„Regelsätze erhöhen – Dynamisierung anpassen – Kosten für Schulbedarfe abdecken – „

Drucksache 16/7040

b) der Abgeordneten Markus Kurth, Brigitte Pothmer, Irmingard Schewe-Gerigk, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Regelsätze bedarfsgerecht anpassen“
Drucksache 16/7113
c) Antrag der Abgeordneten Markus Kurth, Ekin Deligöz, Britta Haßelmann, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Existenzsicherung und Teilhabechancen für Kinder und Jugendliche durch bedarfsgerechte Kinderregelsätze gewährleisten“

Drucksache 16/8761
Die drei Anträge setzen sich bei unterschiedlicher Nuancierung und Konkretisierung mit den Punkten 
· unzureichende Bedarfsdeckung durch den aktuellen Regelsatz

· unsachgerechte Fortschreibungssystematik der Regelsätze 
· problematisches Verhältnis von Pauschalierung und Individualisierung der Leistungen
· Gewährung von Sachleistungen

· Notwendigkeit eines spezifischen Kinderregelsatzes
auseinander.

Die Stoßrichtung aller drei Anträge kann seitens des PARITÄTISCHEN nur unterstützt werden. Da in den Begründungen zu den Anträgen im Wesentlichen auf Gutachten und Stellungnahmen des PARITÄTISCHEN rekurriert wird, können wir diese im Wesentlichen teilen.
Dennoch möchten wir zu den in den Anträgen aufgeworfenen Fragen wie folgt Stellung nehmen:

Vorbemerkung
Der Regelsatz nach SGB XII und SGB II stellt eine wesentliche Größe für die Bekämpfung von Einkommensarmut dar. Wenn die Armutsproblematik auch durchaus facettenreicher ist und Dimension wie Bildung, Wohnen bis hin zur politischen Teilhabe umfasst,  so bleibt das Einkommen jedoch eine Schlüsselkategorie.
In einer Gesellschaft, in der die Allokation fast alle Güter und Dienstleistungen über einen Markt erfolgt, ist das Einkommen nicht nur von zentraler Bedeutung für die Befriedigung existentieller Grundbedürfnisse, sondern auch für die Möglichkeit von gesellschaftlicher Teilhabe und Bildung. Wenn in der Diskussion um Prioritäten in der Armutsbekämpfung gelegentlich Geldleistungen auf der einen Seite gegen Infrastrukturleistungen auf der anderen Seite ausgespielt werden, so wird dies somit den umfassenden Anforderungen an eine sachgerechte Armutsbekämpfungspolitik nicht gerecht. So können bspw. Bildungsmaßnahmen nicht die Leistungen für den täglichen Bedarf ersetzen, wie andererseits auskömmliche Geldleistungen nicht den individuell wichtigen Besuch von Vorschuleinrichtungen aufwiegen können.  Den entsprechenden Ausführungen in den Anträgen kann nur zugestimmt werden.

Auch über SGB II und SGB XII hinaus stellt der Regelsatz eine wichtige Stellschraube im sozialstaatlichen Gefüge dar. Er ist von Bedeutung für die Grund- und Kinderfreibeträge in der Einkommenssteuer und hat Auswirkungen auf die Höhe des Kinderzuschlages, die Pfändungsfreigrenzen in der Zivilprozessordnung und die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. Damit ist so gut wie die gesamte Bevölkerung direkt oder indirekt von der Festsetzung der Regelsätze betroffen. 
-
Zum Vorwurf der unzureichenden Bedarfsdeckung durch den aktuellen Regelsatz
Die Forderung aus dem Antrag Drucksache 16/7040, den Eckregelsatz für SGB XII und analog für das SGB II kurzfristig auf 435 Euro anzuheben, ist sachgerecht.

Der PARITÄTISCHE hatte bereits im Dezember 2004 die Verabschiedung der damaligen Regelsatzverordnung massiv kritisiert.
 Das so genannte Statistikmodell zur Bestimmung des Regelsatzes orientiert sich zwar grundsätzlich am Ausgabeverhalten unterer Einkommensgruppen, enthält jedoch eine ganze Reihe von „normativen Stellschrauben“, da bei einzelnen Ausgabepositionen und statistischen Werten Abschläge vorgenommen werden, die durchaus als Eingriff in die Statistik verstanden werden können. Solche Abschläge betreffen beispielsweise Schmuck, Reisen, außerhäusliche Verpflegung  und andere Positionen, die nach den Vorstellungen des Verordnungsgebers Beziehern von Leistungen nach dem SGB XII und dem SGB II offenbar nicht zustehen. 
In der Regelsatzverordnung von 2004 nahmen diese Eingriffe Formen an, die, in der Sache z.T, nicht mehr nachvollziehbar, das alleinige Ziel des Begrenzens von Leistungsansprüchen und Ausgaben kaum mehr kaschierten.
Eine entsprechende Überprüfung aller Ausgabenpositionen mit ihren Abschlägen  kam in einer weiteren Expertise des Verbandes 2006
 zu dem Schluss, dass – bezogen auf die Daten aus dem Jahre 2003 – der Regelsatz 403 Euro statt 345 Euro betragen müsste. Dabei sei betont, dass diese Berechnungen auf der Grundlage des Statistikmodells selbst stattgefunden haben. Die 403 Euro sind lediglich das Resultat von Korrekturen allzu sachfremder Eingriffe in die Statistik. Die Orientierung an untersten Einkommensgruppen wird nicht gelöst. Damit bedeuten auch die 403 Euro lediglich Bedarfsdeckung auf bescheidenstem Niveau.

Wird weiterhin der Kaufkraftverlust seit 2003 in Rechnung gestellt, so müsste der Regelsatz nach aktuell zur Verfügung stehenden Daten zur Entwicklung der regelsatzspezifischen Lebenshaltungskosten auf 434 Euro angehoben werden, um bedarfsdeckend zu sein.
 

Der in Antrag 16/7040 genannte Betrag von 435 Euro ist somit plausibel.

· Zur unsachgerechten Fortschreibung des Regelsatzes 

Datengrundlage der Bemessung der Regelsätze ist die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) des Statistischen Bundesamtes. Diese Statistik wird alle fünf Jahre erhoben. In den Zeiträumen, in denen keine neueren EVS-Daten vorliegen, erfolgt die Fortschreibung der Regelsätze anhand des jeweiligen aktuellen Rentenwertes der gesetzlichen Rentenversicherung.
Unabhängig davon, wie sich der Rentenwert konkret entwickelt, ist dieser Fortschreibungsmechanismus nicht sachgerecht. Grundsicherungsleistungen stellen ein letztes Netz sozialer Sicherung dar, das das notwendige Mindestmaß an Existenzsicherung und gesellschaftlicher Teilhabe sicherstellen soll. Es soll dort Menschen auffangen, wo ihnen andere Einkommensquellen nicht oder in nur unzureichender Höhe zur Verfügung stehen. 

Der Regelsatz stellt somit nach seiner Festsetzung aufgrund der jeweils aktuell vorliegenden Daten der EVS die politisch definierte Einkommensarmutsgrenze dar.
Um diese Grenze in den fünfjährigen Zeiträumen bis zum Vorliegen der nächsten Daten nicht zu unterschreiten, ist der Regelsatz somit zwingend gegen Kaufkraftverluste abzusichern. Anderenfalls wäre bei einer Rentenentwicklung unterhalb der Steigerung der Lebenshaltungskosten ein Abrutschen der Bezieher von Leistungen nach dem SGB XII und dem SGB II unter die Armutsgrenze unvermeidbar. 

Im Falle der Altersgrundsicherung, deren Höhe sich ebenfalls am Regelsatz bemisst und die insbesondere vor Altersarmut bei unzureichendem Alterssicherungseinkommen schützen soll, wird die Paradoxie einer Anbindung der Leistungsfortschreibung an die Rentenentwicklung besonders offenkundig.  
Der PARITÄTISCHE hat 2007 eine entsprechende Expertise mit einem Vorschlag für eine sachgerechte Anpassung des Regelsatzes an die Preisentwicklung durch einen regelsatzspezifischen Preisindex vorgelegt
, die auch den praktischen Problemen eines solchen Fortschreibungsmodus Rechnung trägt.
· Zum problematischen Verhältnis von Pauschalierung und Individualisierung / Leistungen
Ausgewiesenes Kriterium der Leistungssystematik im SGB II war und ist die so genannte Massenverwaltungstauglichkeit des Gesetzes. Das im vormaligen Sozialhilfegesetz angelegte Spannungsverhältnis der Pauschalierung von Regelleistungen einerseits und der notwendigen Individualisierung von Hilfen andererseits wurde im SGB II einseitig zugunsten einer weitestgehenden Pauschalierung aufgelöst. Dies betraf so gut wie alle einmaligen Leistungen des Bundessozialhilfegesetzes. 
In dem neuen Regelsatz wurde der theoretisch und methodisch nur unzulänglich begründete Versuch unternommen, so gut wie sämtliche Leistungen über Pauschalen abzudecken. Dies betraf nicht nur regelmäßig wiederkehrende einmalige Leistungen wie etwa Schuhwerk oder Kleidung, sondern auch Hilfen in besonderen Situationen wie etwa beim Verlust von Hausrat oder ähnlichem. Der auch unter sozialpädagogischen Gesichtspunkten an sich richtige Gedanke einer weitgehenden Pauschalierung von Leistungen ist damit zugunsten einer weitestgehenden Verwaltungsvereinfachung deutlich überstrapaziert worden.  

Sachgerecht wäre es gewesen, zuallererst die Pauschalierungsfähigkeit der Ausgabenpositionen zu prüfen. Pauschalierungsfähig sind lediglich solche Ausgabenpositionen, die in relativer Regelmäßigkeit und die bei den verschiedenen Haushalten in ähnlicher Höhe bzw. auf einem ähnlichen Preisniveau anfallen. Aus gutem Grunde sind beispielsweise die Wohnkosten nicht pauschaliert. Ebenso wenig ist es zielführend, Kosten für Einschulung, die Anschaffung notwendigen Hausrats u.ä. zu pauschalieren. 

Dies ist jedoch geschehen mit dem wenig alltagspraktisch tauglichen Hinweis, dass die jeweiligen Kleinstbeträge, die in den Pauschalen für derartige Ausgaben gerechnet werden, angespart werden sollten für entsprechende Ausgabenanforderungen. Da jedoch bei ohnehin nicht bedarfsgerechten Regelsätzen ein Ansparen praktisch ausgeschlossen ist, führen zwingende einmalige Ausgaben statt dessen regelmäßig zu einer völligen Überforderung der Haushalte.
Weiterhin wurde nicht berücksichtigt, dass sich der vormalige Bedarf nach dem Bundessozialhilfegesetz an regelmäßig wiederkehrenden einmaligen Leistungen zwischen den einzelnen Altersgruppen sehr unterschiedlich darstellt. So haben Kinder naturgemäß einen höheren Bedarf an Kleidung als Erwachsene und ältere Menschen. Gleichwohl erhält jedoch ein Kind nach der derzeitigen Regelsatzsystematik lediglich einen prozentualen Abschlag der Pauschale für einmalige Leistungen, die ein Erwachsener erhält.
Eine Überprüfung der Pauschalen ist somit auch unter diesem Aspekt dringend angezeigt. Insbesondere ist dem Vorschlag in den Anträgen zu folgen, die Möglichkeit der Gewährung von einmaligen Leistungen analog dem SGB XII auch in das SGB II aufzunehmen, da der ledigliche Verweis des SGB II auf das Schonvermögen oder auf die Möglichkeit des Darlehens mit unzumutbaren Härten verbunden ist.
-
Gewährung von Sachleistungen
Alle Anträge sprechen sich neben Geldleistungen bei Kindern auch für die Gewährung von Sachleistungen, insbesondere für schulische Bedarfe aus.
Die Prüfung dieser Frage wäre sachgerecht. Die Verwiesenheit auf einen Kinderregelsatz von derzeit 208 Euro im Monat hat zur Folge, dass gerade dort wo es um Teilhabe geht (musische und sonstige Bildung, Mitwirkung in Sportvereinen, Teilnahme an Veranstaltungen u.ä.) die notwendigen Bedarfe in keiner Weise gedeckt sind. Gerade auf diesem Feld könnte über die kostenlose bzw. kostengünstige Vorhaltung entsprechender öffentlicher Infrastruktur oder aber über entsprechende Kostenübernahmevereinbarungen mit Dritten wie Sportvereinen u.a. sehr zielgenau geholfen werden.  

Hinsichtlich der möglichen Sachleistungen im schulischen Umfeld wäre allerdings die Frage zu stellen, ob die Zuständigkeit des Bundes und die Verankerung im SGB II und SGB XII gerechtfertigt sind, oder ob es nicht vielmehr Aufgabe der Schule ist, die ihr anvertrauten Zöglinge mit dem Notwendigsten zu versorgen. 
· Zur Notwendigkeit eines Kinderregelsatzes 
Die derzeitige Ableitung des Regelsatzes für Kinder aus dem Regelsatz für allein lebende Erwachsene ist sachlich in keiner Weise zu rechtfertigen. Sie klammert vielmehr die Bedarfsfrage offensichtlich aus. Den Ausführungen in den vorliegenden Anträgen bleibt kaum etwas hinzuzufügen. Die angeführten Begründungen und Beispiele sind überzeugend. 
Ein bedarfsdeckender Regelsatz für Kinder hat zwingend die Beantwortung der Frage zur Voraussetzung, welche Bedarfe Kinder haben und wie diese wenigstens auf bescheidenem Niveau zu decken sind. Soll dabei in der Systematik des Statistikmodells verblieben werden, wären, solange keine anderen Daten vorhanden sind, entsprechende Ableitungen aus den Ausgaben von Haushalten mit Kindern vorzunehmen. 
Um Zirkelschlüsse zu vermeiden, wäre dieses Statistikmodell jedoch zwingend mit einem ebenfalls gerechneten Warenkorb abzugleichen. Nur hierdurch kann vermieden werden, dass aus nur sehr geringen oder gar nicht vorhandenen Ausgaben für bestimmte Positionen (wie z.B. Nachhilfe oder Ernährung) auf einen fehlenden Bedarf geschlossen wird. 
Berlin, 9. Juni 2008   

gez. Dr. Ulrich Schneider
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